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	Für Rückfragen:

Tel: +43 (0) 316/ 877-5445
Fax:+43 (0) 316/ 877-2136
E-Mail: kin@stmk.gv.at
	Eingangsstempel


Förderungsantrag: Zuschüsse aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
Gültig für Baumaßnahmen, die mit Wirksamkeit ab dem 1. Februar 2011 nach dem Steiermärkischen Kinderbildungs- und –betreuungsgesetz,
LGBL. Nr. 22/2000, in der jeweils geltenden Fassung, bewilligt wurden.

A) Angaben zum Förderungswerber

	Antragsteller/in

	Name
	     
	Vorname
	     

	Geb.Datum
	     

	Straße
	     
	Nummer
	     

	Postleitzahl
	     
	Ort
	     
	Handy
	     

	Telefon
	     
	Fax
	     
	Mail
	     


	Antragsteller/in ist juristische Person

	Bezeichnung
	     

	Registercode
(z.B. Vereinsregisternummer, Firmenbuchnummer)
	     

	Straße
	     
	Nummer
	     

	Postleitzahl
	     
	Ort
	     

	Telefon
	     
	Fax
	     
	
	
	

	Vertretungs- und zeichnungsberechtigte Person/en

	Name
	     
	Vorname
	     

	Funktion
	     
	Handy
	     

	Telefon
	     
	Fax
	     
	Mail
	     


	Der Kleinregions-Zuschlag gemäß Ziffer 3 der Richtlinie für die 
Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen wird beantragt
	ja
	



	nein
	




	Liegt eine Vorsteuerabzugsberechtigung vor:
	ja
	[image: image3.wmf]
	nein
	[image: image4.wmf]


	Bankverbindung

	Kontoinhaber
	     

	Name des Bankinstitutes
	     

	Kontonummer
	     
	Bankleitzahl
	     


Der/Die Föderungswerber/in beantragt für den nachstehend beschriebenen Förderungsgegenstand eine Förderung im Sinne der Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtungen.  

(GZ: FA6E-80.00-1/2011-1)

Voraussetzungen für die Gewährung eines Zuschusses sind:

a. die Genehmigung der Baumaßnahmen durch die Landesregierung vor Durchführung der Arbeiten,
b. die Einbringung eines schriftlichen Förderantrages sowie die Vorlage der Endabrechnung binnen 6 Monaten ab Fertigstellung der Baumaßnahmen.
Die Entscheidung über eine mögliche Förderung wird erst nach Fertigstellung und Abrechnung des Projekts getroffen. Das bedeutet, dass der Förderungswerber den Bau auf eigenes Risiko beginnt und fertig stellt.

B) Angaben zum Förderungsgegenstand

1. Eigentumsverhältnis der Räumlichkeiten der Kinderbetreuungseinrichtung

	
	
	
	 FORMCHECKBOX 

	Eigentum
	 FORMCHECKBOX 

	Miete/Pacht
	
	


(Sollte für die folgenden Angaben mehr Platz benötigt werden, als im Formular vorgesehen ist, so verwenden Sie bitte nach Bedarf gesonderte A4-Blätter, bezeichnen Sie die Angaben analog zur Vorlage und legen Sie die Blätter durchnummeriert dem Antragsformular bei – siehe unter 6. „Beilagen“.)

	2. Beschreibung der Baumaßnahmen:

	     

	3. voraussichtliche Dauer des Vorhabens:

	Baubeginn
	     
	Bauende
	     

	4. Kosten: (inkl. Ust.)
	     
	(exkl. Ust.)
	     

	(Bitte beachten Sie hinsichtlich der förderungsfähigen Kosten Punkt 2 der Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen)
Betreffen die Baumaßnahmen verschiedene Projekte (z.B.: Umbau eines Kindergartens und Neubau einer Kinderkrippe), so sind die jeweiligen Kosten separat anzuführen.


Dem Antrag ist ein detailierter Kostenvoranschlag beizulegen!

Im Falle einer bereits erfolgten Fertigstellung der Baumaßnahmen UND des 
Vorliegens der Endabrechnung sind die Originalrechnungen und die Zahlungsbelege beizulegen.
	5. Höhe der beantragten Förderung: „Gemäß der Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen“

	Bezüglich der Förderungshöhe wird auf Punkt 3 der Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen verwiesen.


	6. Angaben zu anderen Förderungen (beantragt und/oder gewährt):

	Beantragte Förderungshöhe ist:
	größer € 2.500,-
	[image: image5.wmf]
	größer €100.000.-
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	Es wurden keine anderen Förderungen beantragt
	[image: image7.wmf]
	
	


	Beantragte und/oder gewährte Förderungen FÜR DAS SELBE Projekt
(ist auszufüllen ab einer beantragten Förderungshöhe von über € 2.500,-)

	Bei anderen Landesdienststellen:
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	                                                                                                                                                   Summe
	€      

	Bei anderen öffentliche oder 
privaten Stellen:
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	                                                                                                                                                   Summe
	€      


	Beantragte und/oder gewährte Förderungen AUS WELCHEM GRUND AUCH IMMER
(nur auszufüllen ab einer beantragten Förderungshöhe von über € 100.000,-)

	Bei anderen Landesdienststellen:
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	                                                                                                                                                   Summe
	€      

	Bei anderen öffentliche oder 
privaten Stellen:
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	
	     
	€      

	                                                                                                                                                   Summe
	€      

	Gemeinden sind hier von der Meldungsverpflichtung ausgenommen!


	7. Beilagen
	Bei angeschlossen Beilagen (Kostenvoranschlag, Förderungsbelege, Zusatzblätter,…) 
bitte durchnummerieren und hier anführen

	1.
	     

	2.
	     

	3.
	     

	4.
	     

	5.
	     


Hinweis: Sollten sich bei den in Punkt A und B genannten Daten Änderungen 
ergeben, so ist dies der Abteilung 6 unverzüglich zu melden!
Mit seiner/ihrer Unterschrift bestätigt der/die Antragswerber/in die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben sowie die vollinhaltliche Kenntnisnahme der Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen aus dem Baufonds für Kinderbildungs- und  

-betreuungseinrichtungen und verpflichtet sich zur Einhaltung dieser Bestimmungen.

	     
	     
	
	
	

	Ort
	Datum
	
	
	Unterschrift


Datenschutzrechtliche Bestimmungen:

Der Förderungsnehmer ist über folgende datenschutzrechtliche Bestimmungen zu informieren:

a)
gesetzliche Ermächtigung des Förderungsgebers bzw. der Förderungsstelle(n), alle im Förderungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung sowie bei allfälligen Rückforderungen anfallenden, die Förderungswerber und -nehmer betreffenden personenbezogenen Daten gemäß § 8 Abs. 3 Z 4 und 5 Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, für Zwecke der Abwicklung des Förderungsvertrages, für Kontrollzwecke und für allfällige Rückforderungen automationsunterstützt zu verarbeiten.

b)
gesetzliche Ermächtigung des Förderungsgebers bzw. der Förderungsstelle(n), Daten gemäß lit. a im notwendigen Ausmaß 

aa.
zur Erfüllung von Berichtspflichten, für Kontrollzwecke oder zur statistischen Auswertung 

-
an den Steiermärkischen Landesrechnungshof und vom Land beauftragte Dritte, die zur vollen Verschwiegenheit über die Daten verpflichtet sind, 

-
allenfalls an den Bundesrechnungshof und das zuständige Bundesministerium bzw. die zuständigen Bundesministerien, 

-
allenfalls an Organe der EU nach den EU-rechtlichen Bestimmungen, 

-
allenfalls an andere Stellen, mit denen Kooperationen bestehen oder die gesetzlichen Anspruch auf Informationen haben, bzw. 

bb.
für Rückforderungen gemäß § 8 Abs. 3 Z 5 DSG 2000 an das Gericht zu übermitteln.

c)
 dass sein Name oder seine Bezeichnung unter Angabe der Rechtsform, der Förderungsgegenstand sowie die Art und die Höhe der Förderungsmittel in Berichte über die Förderungsvergabe aufgenommen und so veröffentlicht werden können.
	     
	     
	
	
	

	Ort
	Datum
	
	
	Unterschrift


Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen

aus dem Baufonds für

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
GZ: FA6E-80.00-1/2011-1
Gültig für Baumaßnahmen, die mit Wirksamkeit ab dem 1.2.2011 nach dem 
Steiermärkischen Kinderbildungs- und –betreuungsgesetz, 
LGBl.Nr. 22/2000, in der jeweils geltenden Fassung, bewilligt wurden

1. Die Voraussetzungen für die Gewährung eines Zuschusses sind: 

a. die Genehmigung der Baumaßnahmen durch die Landesregierung vor Durchführung der Arbeiten,

b. die Einbringung eines schriftlichen Förderantrages sowie die Vorlage der Endabrechnung binnen 6 Monaten ab Fertigstellung der Baumaßnahmen.
Kinderbetreuungseinrichtungen, die provisorisch genehmigt sind, sind von der Förderung ausgenommen.

2. Anerkennungsfähige Baukosten und Baunebenkosten:

Die Kosten des Bauvorhabens sind durch einen detaillierten Kostenvoranschlag bekannt zu geben. Zu berücksichtigen sind laut § 10 des Steiermärkischen Kinderbetreuungsförderungsgesetzes, LGBl. Nr. 23/2000, in der jeweils geltenden Fassung, nur unbedingt notwendige Aufwendungen. Sind von den Baumaßnahmen mehrere Arten von Kinderbetreuungseinrichtungen betroffen, sind die Kosten für jede Art getrennt darzustellen.
Unter die anerkennungsfähigen Baukosten und Baunebenkosten fallen insbesondere Planung, Anschlüsse für Wasser, Kanal und Strom, Erdarbeiten, Baumeisterarbeiten, Zimmermann-, Dachdecker- und Spenglerarbeiten, Elektro-, Heizung- und Sanitärinstallationen, Einbau von Fenstern und Türen, Malerarbeiten, Bodenlegen und Verfliesen und mit Boden oder Wand verbundene Trennwände.

Nicht anerkannt werden können Kosten für Einrichtung (z.B. Einbau der Küche, Möbel aller Art, Vorhänge) und Spielmaterialien.

Kosten für Grundstück:

Gefördert wird der Ankauf eines Grundstücks, auf dem eine Kinderbetreuungseinrichtung gebaut bzw. das zum Zwecke der Kinderbetreuung verwendet werden soll. Diese Kosten errechnen sich einerseits aus dem ortsüblichen Quadratmeterpreis für das Grundstück sowie andererseits aufgrund der im § 35 des Steiermärkischen Kinderbildungs- und ‑betreuungsgesetzes, LGBl. Nr. 22/2000, in der jeweils geltenden Fassung, festgelegten erforderlichen Flächen hinsichtlich des Gebäudes (Bruttofläche) und der Freispielfläche. Die Summe dieser Flächen wird um 10 Prozent für erforderliche Verkehrsflächen erhöht. Zudem werden die mit dem Grundstücksankauf anfallenden Nebenkosten berücksichtigt (Grunderwerbssteuer, Eintragungs- und Notariatsgebühr).
Kosten für Außenanlagen:

Im Außenbereich werden beispielsweise der Ankauf und die Montage von fix verankerten Spielgeräten, die Bepflanzung der Freispielfläche sowie die Einzäunung gefördert.

3. Förderungshöhe - Förderungsberechnung:
Gefördert werden – je nach Einrichtungsart – die in Tabelle A angeführten Prozentsätze in Bezug auf die anerkennungsfähigen Baukosten iSd Pkt. 2 bzw. die Genehmigung iSd Pkt. 1. Für die Berechnung der Förderungshöhe sind hinsichtlich der Kosten für Gebäude die tatsächlichen anerkennungsfähigen Baukosten, maximal jedoch die Höchstgrenzen laut Tabelle B heranzuziehen. 
Ist der Förderungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt, werden für die Förderberechnung die Nettokosten herangezogen.
Tabelle A

	Einrichtungsart
	Prozentsatz

	Kinderkrippe
	30%

	Kindergarten, Alterserweiterte Gruppe, Kinderhaus, Hort
	20%

	Heilpädagogischer Kindergarten
	30%


Werden die Baumaßnahmen im Auftrag einer Kleinregion im Sinne des § 38a der Steiermärkischen Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115/1967, in der jeweils geltenden Fassung, („Regionext“) durchgeführt, in deren Kleinregionalem Entwicklungskonzept (KEK) die Kinderbetreuung genannt ist, erhöhen sich die Fördersätze der Tabelle A um 10%.
Die Entscheidung über das ziffernmäßige Ausmaß der Förderung wird erst nach Fertigstellung und Abrechnung des Projektes getroffen.

Förderungen von weiteren öffentlichen Stellen (z.B. EU, Bund, Land) werden von den anerkennungsfähigen Baukosten bzw. der Baukostenhöchstgrenze (siehe Tabelle B) in Abzug gebracht, ausgenommen sind Bedarfszuweisungsmittel.
Als Basis für die Förderungsberechnung wird dann der verbleibende Restbetrag herangezogen.
Bei Bauvorhaben im Zusammenhang mit Heilpädagogischen Kindergärten werden etwaige weitere Förderungen des Landes Steiermark nicht in Abzug gebracht.
Baukostenhöchstgrenzen für Gebäude:
Die Höchstgrenzen für die anerkennungsfähigen Baukosten für Gebäude wurden aufgrund des gesetzlich vorgegebenen Raumprogramms für die jeweilige Einrichtungsart errechnet:

Tabelle B für 2011 (Beträge inkl. USt.)
	Einrichtungsart
	eine Gruppe
	zwei Gruppen
	drei Gruppen
	vier Gruppen
	fünf Gruppen

	Kinderkrippe
	382.693,28
	223.237,74
	233.868,12
	264.372,66
	233.868,11

	Kindergarten
	531.518,45
	223.237,74
	233.868,12
	406.727,16
	233.868,11

	Alterserweiterte Gruppe
	531.518,45
	223.237,74
	233.868,12
	406.727,16
	233.868,11

	Heilpädagogischer Kindergarten
	584.670,29
	201.977,00
	213.531,76
	416.895,34
	213.531,76

	Kinderhaus
	627.191,76
	350.802,16
	355.886,27
	498.240,76
	355.886,27

	Hort
	605.931,02
	297.650,33
	305.045,36
	477.904,41
	305.045,36


Wird eine mehrgruppige Kinderbetreuungseinrichtung errichtet, umgebaut oder saniert, sind die Höchstgrenzen der einzelnen Gruppen zu summieren (Beispiel dreigruppige Kinderkrippe: die Summe der Höchstgrenzen der ersten bis dritten Gruppe ergibt: € 839.799,14).

Die Höhe der Förderungsbeiträge für Gebäude laut Tabelle B ist nach dem von der Statistik Austria veröffentlichten Verbraucherpreisindex 2000 wertgesichert. Die jährliche Anpassung hat mit 1. Jänner eines Jahres zu erfolgen, wobei dafür jeweils der durchschnittliche Verbraucherpreisindex des vorletzten Kalenderjahres heranzuziehen ist.

Die Förderungsbeiträge werden auf Zehnerbeträge kaufmännisch gerundet.
4. Der Landesregierung sind die Termine des geplanten Baubeginns und der voraussichtlichen Fertigstellung bekannt zu geben.

5. Nach Fertigstellung des Bauvorhabens ist der Landesregierung der genaue Fertigstellungszeitpunkt bekanntzugeben sowie die Endabrechnung gemäß 
§ 13 des Steiermärkischen Kinderbetreuungsförderungsgesetzes, LGBl. Nr. 23/2000, in der jeweils geltenden Fassung, binnen 6 Monaten ab Fertigstellung der Baumaßnahmen mittels Originalrechnungen samt Zahlungsnachweisen vorzulegen.
6. Die Auszahlung des Förderungsbetrages erfolgt erst nach Kontrolle der vorgelegten Rechnungen, der Unterfertigung eines Förderungsvertrages, welcher die Bedingungen der Förderungsgewährung regelt, sowie nach Maßgabe der vorhandenen Mittel.
Befindet sich der Förderungsgegenstand (Gebäude, Grundstück etc.) nicht im Eigentum des Förderwerbers, wird die Förderung in Teilbeträgen nach nachgewiesenen Betriebsjahren nach Maßgabe der vorhandenen Mittel gewährt.

7. Auflösende Bedingungen:

Das Land Steiermark behält sich das Recht vor, vom Vertrag ohne weitere Fristsetzung zurückzutreten und zur Auszahlung anstehende Beträge einzubehalten, wenn 

a)
die Gewährung der Förderung vorsätzlich oder fahrlässig durch unwahre Angaben oder Verschweigen maßgeblicher Tatsachen herbeigeführt wurde oder sonst seitens des Förderungsnehmers gegenüber dem Förderungsgeber vorsätzlich oder fahrlässig unwahre Angaben gemacht wurden, 

b)
über das Vermögen des Förderungsnehmers ein Konkurs- oder Ausgleichsverfahren eröffnet wird oder ein derartiger Konkurs- oder Ausgleichsantrag mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermögens abgewiesen wird oder die Zwangsverwaltung über das Vermögen des Förderungsnehmers angeordnet wird oder wenn 

c)
es aus sonstigen Gründen geboten erscheint. 
8. Der Förderungsnehmer hat sich im Zuge der Förderungsvergabe zu verpflichten, 

a)
bei Förderungen mit einem Förderungswert von über 2 500 Euro eine Aufstellung aller dem Förderungsnehmer von öffentlichen oder privaten Stellen aus demselben Grund beantragten und gewährten Förderungen im Zuge der Nachweisführung vorzulegen. Die Aufstellung hat den Zeitraum zu umfassen, für den die Förderung gewährt wurde. 

b)
bei Förderungen mit einem Förderungswert von über 100 000 Euro zusätzlich zu lit. a) eine Aufstellung aller anderen dem Förderungsnehmer von öffentlichen oder privaten Stellen gleich aus welchem Grund beantragten und gewährten Förderungen im Zuge der Nachweisführung vorzulegen. Die Aufstellung hat den Zeitraum zu umfassen, für den die Förderung gewährt wurde. Die Verpflichtung zur Aufstellung aller anderen Förderungen kann entfallen, wenn Förderungsnehmer Gemeinden sind. 

c)
alle Kosten und Auslagen zu tragen, die aus der Sicherstellung von Ansprüchen des Landes entstehen sowie solche Kosten und Auslagen zu tragen, die mit der gerichtlichen Durchsetzung von Ansprüchen des Landes gegen Dritte bzw. gegen das Land durch Dritte verbunden sind, sofern der diesbezügliche Rechtsstreit durch Handlungen oder Unterlassungen seitens des Förderungsnehmers verursacht wurde. In einem solchen Rechtsstreit hat der Förderungsnehmer dem Land zur Seite zu stehen, wobei das Land verpflichtet ist, den Förderungsnehmer rechtzeitig voll zu informieren und prozessuale Handlungen, gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche sowie teilweise und gänzliche Anerkenntnisse in Bezug auf den streitgegenständlichen Anspruch nur im Einvernehmen mit dem Förderungsnehmer zu tätigen.
d)
den zuständigen Organen des Landes zum Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der Vertragsbestimmungen alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu den üblichen Geschäftsstunden Zutritt zu den Geschäfts-, Lager- und sonstigen Betriebsräumen zu gewähren sowie Einsicht in sämtliche Bücher und Geschäftsunterlagen (insbesondere die Nachweise und Originalbelege) des Förderungsnehmers bzw. von überwiegend im Einfluss des Förderungsnehmers stehender Unternehmen zu gestatten, wo immer sich diese befinden. 

e)
unwiderruflich sein Einverständnis zur Überprüfung aller dem Förderungsnehmer zuzurechnenden Konten durch Organe des Landes zu geben, jedoch nur betreffend Geldbewegungen während der Dauer der Laufzeit der Förderung. Dieser Verpflichtung hat gegebenenfalls auch ein vom Förderungsnehmer verschiedener Förderungsempfänger beizutreten. 

f)
die Prüfung seiner gesamten Gebarung betreffend den Zeitraum, für den die Förderung gewährt wurde, zuzulassen, wenn der Förderungswert der in einem Kalenderjahr gewährten Förderungen insgesamt einen Betrag von 100.000 Euro übersteigt oder die vom Land Steiermark geleisteten Förderungsmittel einen Anteil von 75 % am Gesamtumsatz des Förderungsnehmers in dem Zeitraum, betreffend den die Förderung gewährt wurde, übersteigen. 

g)
sich der Kontrolle durch den Landesrechnungshof zu unterwerfen. Eine Prüfung der Gesamtgebarung des Förderungsnehmers ist aber nur unter der Voraussetzung der lit. f auszubedingen. 
9.
Rückforderungs- und Zurückbehaltungsrechte: 

a)
Die Förderungsstelle hat das Recht, ausbezahlte Beträge zurückzufordern bzw. zur Auszahlung anstehende Beträge zurückzubehalten, wenn 

aa)
der Förderungsnehmer seine auf Grund des Förderungsvertrags übernommenen Verpflichtungen nach gehöriger Abmahnung innerhalb einer Frist von einem Monat nicht einhält,

bb)
der Förderungsnehmer einen geforderten Nachweis nicht fristgerecht erbringt, wobei im Falle einer mengenmäßig spezifizierbaren, teilweisen Nichterfüllung der Verpflichtungen das gegenständliche Rückforderungsrecht nur im zur Nichterfüllung aliquoten Ausmaß erwächst, oder

cc)
die Gewährung dieser Förderung vorsätzlich oder fahrlässig durch unwahre Angaben oder Verschweigen maßgeblicher Tatsachen herbeigeführt wurde oder sonst seitens des Förderungsnehmers gegenüber dem Förderungsgeber vorsätzlich oder fahrlässig unwahre Angaben gemacht wurden.

dd)
die fünfjährige Mindestbetriebspflicht der Kinderbetreuungseinrichtung gemäß § 9 des Steiermärkischen Kinderbetreuungsförderungsgesetzes, LGBl. Nr. 23/2000, in der jeweils geltenden Fassung, nicht nachgewiesen werden kann. In diesem Fall sind die Zuschüsse abgestuft nach Jahren aliquot an das Land zurückzuzahlen.

b)
Der Förderungsnehmer hat die Verpflichtung, die rückgeforderten Beträge in Fällen der Rückforderung gemäß lit. a jeweils um Zinsen in Höhe von 3 % p.a. über dem jeweils geltenden Basiszinssatz der ÖNB ab dem Tag der erstmaligen Auszahlung von Förderungsmitteln erhöht zu leisten. 

c)
Der Förderungsnehmer hat die Verpflichtung, Rückerstattungen unverzüglich, spätestens jedoch 14 Tage nach Einforderung, auf ein bestimmtes Konto zu überweisen.

10.
Insolvenzrechtliche Bestimmung:

Für den Fall, dass über das Vermögen des Förderungsnehmers ein Konkurs- oder Ausgleichsverfahren eröffnet wird oder ein Konkurs- oder Ausgleichsantrag mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermögens abgewiesen wird oder die Zwangsverwaltung über das Vermögen des Förderungsnehmers angeordnet wird, ist zu vereinbaren,

· dass diesfalls vor der Realisierung des Förderungsgegenstandes keine Förderungsmittel mehr ausbezahlt werden können und 

· dass bereits ausbezahlte Förderungsmittel zur Rückzahlung fällig werden, wenn vom Förderungsnehmer nicht nachgewiesen wird, dass die Realisierung des Förderungsgegenstandes trotz der vorstehend genannten Gründe gesichert ist.
11. Datenschutzrechtliche Bestimmung: 

Der Förderungsnehmer ist über folgende datenschutzrechtliche Bestimmungen zu informieren:

a)
gesetzliche Ermächtigung des Förderungsgebers bzw. der Förderungsstelle(n), alle im Förderungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung sowie bei allfälligen Rückforderungen anfallenden, die Förderungswerber und -nehmer betreffenden personenbezogenen Daten gemäß § 8 Abs. 3 Z 4 und 5 Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, für Zwecke der Abwicklung des Förderungsvertrages, für Kontrollzwecke und für allfällige Rückforderungen automationsunterstützt zu verarbeiten.

b)
gesetzliche Ermächtigung des Förderungsgebers bzw. der Förderungsstelle(n), Daten gemäß lit. a im notwendigen Ausmaß 

aa.
zur Erfüllung von Berichtspflichten, für Kontrollzwecke oder zur statistischen Auswertung 

-
an den Steiermärkischen Landesrechnungshof und vom Land beauftragte Dritte, die zur vollen Verschwiegenheit über die Daten verpflichtet sind, 

-
allenfalls an den Bundesrechnungshof und das zuständige Bundesministerium bzw. die zuständigen Bundesministerien, 

-
allenfalls an Organe der EU nach den EU-rechtlichen Bestimmungen, 

-
allenfalls an andere Stellen, mit denen Kooperationen bestehen oder die gesetzlichen Anspruch auf Informationen haben, bzw. 

bb.
für Rückforderungen gemäß § 8 Abs. 3 Z 5 DSG 2000 an das Gericht zu übermitteln.

c)
 dass sein Name oder seine Bezeichnung unter Angabe der Rechtsform, der Förderungsgegenstand sowie die Art und die Höhe der Förderungsmittel in Berichte über die Förderungsvergabe aufgenommen und so veröffentlicht werden können.
12. Inkrafttreten:

a) Diese Richtlinie tritt mit 1. Februar 2011 in Kraft.

b) Für Einrichtungen, die vor dem 1. Februar 2011 bewilligt wurden und die ab 1.1.2009 den Betrieb aufgenommen haben oder ab 1.1.2008 den Betrieb aufgenommen haben, wenn dadurch nachweisbar zusätzliche Kinderbetreuungsplätze geschaffen wurden, gilt weiterhin die Richtlinie für die Vergabe von Zuschüssen für Baumaßnahmen im Zusammenhang mit Kinderbetreuungseinrichtungen, GZ: FA6E-80.00-1/2010-85 (Regierungsbeschluss vom 18. Oktober 2010) mit folgender Maßgabe: für Förderverträge, die ab dem 1. Februar 2011 abgeschlossen werden, sind Ziffer 9 und 10 der gegenständlichen Richtlinie (GZ: FA6E-80.00-1/2011-1) anzuwenden.
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